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FRAGEZEICHEN
ZUR SGR

AUSLANDER
POLITIK

Die Stellungnahme des SGB's zur Ausländerpolitik vom Januar
1990 (vgl. Dokumententeil in diesem Heft) hat in den Reihen
der Gewerkschaft Diskussionen ausgelöst. Urs Zuppinger,
VPOD-Sekretär in Lausanne und seit Jahren Aktivist in Solida-
ritätskomitees mit Ausländerinnen, formuliert einige Kriti-
ken.

von Urs Zuppinger

Spätestens seit dem Anfang der

sechziger Jahre ist die schweize-
rische Ausländerpolitik hoff-
nungslos festgefahren. Dies
wird sich in nächster Zeit
ändern. Die Eröffnung eines

europäischen Wirtschaftsrau-
mes muss zu Neuformulierun-
gen führen. Wir haben daher in
Gewerkschaftskreisen allen
Grund, uns wieder aufs intensiv-
ste mit dieser Frage auseinan-
derzusetzen. DerGlaube, dass es

dabei für die Arbeitnehmerin-
nen nur besser werden könnte,
ist nämlich völlig falsch am
Platz.
Erstens, weil selbst in den EWR-
Ländern die Aufhebung der
nationalen Arbeitsmarktprotek-
tionismen für die Arbeitnehme-
rinnen und ihre Organisationen

nicht leicht zu verkraften ist.
Zweitens, weil es für die
Schweiz durchaus nicht darum
geht, sich den Freizügigkeits-
regeln der EG zu unterwer-
fen, sondern bloss darum, ei-
nen weiterbestehenden Arbeits-
marktprotektionismus so umzu-
gestalten, dass er für die übrigen
europäischen Handelspartner
akzeptabel wird und zugleich im
Inland nicht auf Ablehnung
stösst.

Drittens, weil bei der Kursände-

rung in der Ausländerpolitik
verschiedene ungleich einfluss-
reiche, mehrheitlich jedoch
nicht arbeitnehmerfreundlich
gesinnte Partner mitreden wer-
den: Auf internationaler Ebene
wird zwischen kapitalistischen
Staaten verhandelt. In der

12



Schweiz wollen die Interessen-
verbände etwas zu sagen haben.
Schliesslich muss das ausgehan-
delte Produkt vom Parlament
und schliesslich vom Volk
abgesegnet werden, was in
dieser Sache sicher nicht
konfliktlos vonstatten gehen
wird. Nur die Arbeitnehmerin-
nen selber und unter ihnen in
noch ausgeprägterer Weise die
ausländischen Arbeitnehmerin-
nen sind in diesem Ablauf-
schema als solche nicht vor-
gesehen...

Diese komplizierten Umstände
muss man vor Augen haben,
wenn man die im Januar
veröffentlichte Stellungnahme

des SGB erfassen will. Mich
führt die Berücksichtigung der
Umstände dazu, in diesem

Positionsbezug nur den ersten
Vorstoss des mitgliederstärk-
sten Interessenverbandes der
Arbeitnehmerinnen zu sehen.

Dies soll nicht heissen, dass man
dieser Stellungnahme unkritisch
gegenüberstehendarf, im Ge-

genteil: Weil sie der Auf-
takt einer äusserst wichtigen
und schwierigen politischen
Schlacht darstellt, sollten sich

möglichst Viele damit kritisch
auseinandersetzen. Nicht um
eine gewerkschaftsinterne Pole-
mik mit verletzenden State-

ments auszulösen, sondern um
mitzuhelfen, die gewerkschaft-
liehen Positionen in einer
konstruktiven Debatte auszurei-

fen. Aus zweierlei Gründen
drängt sich dies auf:

- Die Unternehmer haben be-
reits in völlig unzweideutiger
Weise Stellung bezogen:
Menschliche Verbesserungen
sollen auf die ausländische

Wohnbevölkerung (Jahresau-
fenthalter und Niedergelassene)
beschränkt werden. Im übrigen
wollen sie die europäische
Öffnung nur dazu nutzen, die
prekären Ausländerstatute (Sai-
sonniers, Grenzgänger, Kurzau-
fenthalter) noch weiter auszu-
bauen und zu verschlechtem.
Peter Hug hat dies im Tages-
Anzeiger vom 31. Januar 1990
treffend wie folgt umschrieben:
Von der Freizügigkeit der Aus-
länderinnen zur Freizügigkeit
der Ausbeutung.

Präs/den/ M«dSekretär des ScAwei-
zeriscAen GewerfeAa/tsAwndes:
FnYz /tetma/z/i /foppe/er

- Der SGB hatte sich schon
Ende der fünfziger Jahre in der
Ausländerfrage auf eine ultra-
protektionistische Position fest-
gelegt. Unter dem Druck der
wachsenden Anzahl ausländi-
scher Verbandsmitglieder hat er
sich in den letzten 15 Jahren der
menschlichen Dimension der

Ausländerfrage geöffnet. Im
übrigen blieb er jedoch seiner

ursprünglichen Grundhaltung
treu. Wenn er heute durch
äussere Umstände dazu ge-
zwungen wird, davon abzuwei-
chen, erstaunt es nicht, dass er
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nur zögernd ins Neuland
vordringt. Dies merkt man
seiner Stellungnahme von die-
sem Januar an. Dies ist schade,
auch wenn grundsätzlich zu

begrüssen ist, dass der SGB mit
seinen neuen Thesen bezeugt,
dass er endlich bereit ist, seine
früheren Gewissheiten in Frage
zu stellen. Denn was wir heute

nötig hätten, wären Ware,
me«,sx'/i/z'c/t and .rozz'a/ progrès-
st've, dz'e ßasz's »toftz/zszerewde

Poszft'o«e«. Für Kompromisse
und Realismus werden andere

sorgen.

unji'H'k'iii'i'Mi'—
Dies bedeutet meiner Ansicht
nach nicht, dass sämtliche
Vorschläge des SGB's Ableh-

nung verdienen. Verschiedene
Punkte enthalten wesentliche
positive Neuerungen:

- Klarer als je zuvor wird in den
«Januar-Thesen» die ausländi-
sehe Wohnbevölkerung als

Dauerbestandteil der schweize-
rischen Bevölkerung angegan-
gen: wirtschaftlich und sozial
soll sie den Schweizern gegen-
über völlig gleichgestellt sein,
aufGemeinde- und Kantonsebe-
ne politische Rechte erlangen
und bis 10 Jahre nach der Ab-
reise aus der Schweiz unbe-
hindert zurückkehren und sich
wiederansiedeln dürfen.
-Im Innern der Schweiz wird für
ausländische Arbeitnehmerin-
nen völlige Freizügigkeit gefor-
dert.

- Die dem Wesen nach prekären
Kurzaufenthaltsbewilligungen
sollen auf eng begrenzte
Aktivitäten beschränkt werden

(Berufsbildung, Kaderaus-
tausch usw.)

- Nach einer Übergangszeit von
6 Jahren soll das Saisonnier-
statut auf Saisontätigkeiten in
Bergregionen eingeschränkt
werden.
Dass das Saisonnierstatut in

Bergregionen beibehalten wer-
den soll, kann ich vom SGB als

mittelfristig gültigen Zwischen-
schritt entgegennehmen. Der
«Aufstand» der Bergregionen
hat bei der schwerwiegenden
Niederlage der Mitenandinitia-
tive eine bedeutende Rolle ge-
spielt. Vielleicht hilft der SGB-
Kompromiss, in dieser wesentli-
chen Sache einen konkreten
Schritt weiterzukommen.

Ich verstehe jedoch nicht, was
den SGB dazu veranlasst hat,
den in den Bergen verbleiben-
den Saisonniers die heute
bestehende Möglichkeit auf
Umwandlung zum Jahresauf-
enthalter abzusprechen. Da die

Arbeitgeber den Saisonniers

(die sie freilich in ihrem
heutigen Bestand beibehalten
wollen) das gleiche Recht

absprechen, kann das den
Bundesrat zur höchst bedenkli-
chen Schlussfolgerung bringen,
Arbeitnehmer- und Arbeitge-
berorgansiationen seien sich
darüber einig, dass die Rechtsla-

ge der Saisonarbeiterinnen in
dieser Frage eine wesentliche
Verschlechterung erfahren dür-
fe. Daran ändert auch nichts,
dass der SGB für diese Sechs-

monatesaisonniers den Fami-
liennachzug und das Recht auf
freien Arbeitsplatzwechsel for-
dert. Ohne diese Zusatzforde-

rungen wäre der Gewerkschafts-
Vorschlag kurzum nicht EG-
konform. Zum andern würden
die daraus entstehenden Vor-
teile gewiss nur von einer
Minderheit der Betroffenen
wahrgenommen.
Ich verstehe auch nicht, weshalb
der SGB nur einen Teil seines

bereits früher verabschiedeten

Forderungprogramms für die

Grenzgänger in seinen neuen
Thesen zur Ausländerpolitik
aufgenommen hat. Hätte er das

ganze Paket inklusive die
sozialen Forderungen explizit
angeführt (siehe dazu Artikel
von Vasco Pedrina in «Diskus-
sion» Nr. 10) so hätte sein

Vorschlag ansehnlicher ausge-
sehen, und der Vorwurf, der
SGB wolle die weitgehende
Abschaffung der Saisonbewilli-
gung auf Kosten der Grenzgän-

ger einhandeln, hätte kaum mehr
vorgebracht werden können.
Schliesslich bin ich nicht
einverstanden, dass der SGB am
konservativen Begriff der «tra-
ditionellen Rekrutierungslän-
der» festhält und daher aus-
drücklich dem Ausschluss der
türkischen Arbeitnehmerinnen
vom schweizerischen Arbeits-
markt zustimmt. Man weiss,
dass ein gewichtiger Teil der
Befürworter des europäischen
Wirtschaftsraums die im Innern
dahingefallenen Arbeitsmarkt-
schranken durch eine Abschran-
kung des gesamten europäi-
sehen Arbeitsmarktes gegen
aussen ersetzen will. Ein solcher
Polizeischutz der reichen Euro-
päer gegen den drohenden

Arbeitnehmerandrang aus der
dritten Welt steht genau so im
Widerspruch zum Prinzip der
Solidarität der Ausgebeuteten
wie der nationale Arbeitsmarkt-

Protektionismus, den die EG
jetztüber Bord wirft. Mirwäre es

lieber gewesen, der SGB hätte
diese zweideutige Stellung-
nähme unterlassen.

EmnmiHEni
DïïMimEEcnEMMI
Ich weiss freilich, dass diese

Fragen unter den Arbeitnehme-
rinnen kontrovers sind und dass

meine Haltung von manchen
Verantwortlichen wohl als idea-
listisch abgetan wird. Ich bin
jedoch überzeugt, dass man in
solchen Fragen durch aktiven
Einbezug der Betroffenen zur
Klarheit kommt. Wichtiger als
die persönliche Meinung eines
kleinen Gewerkschaftsfunktio-
närs und auch wichtiger als eine
in den obersten Gremien des

SGB ausgeheckte Stellungnah-
me ist es daher, dass die Basis in
nächster Zeit zu Wort kommt,
dass in den nächsten Monaten in
den Verbänden und wo möglich
auch an den Arbeitsplätzen über
die Januar-Thesen des SGB ttnd
über die Stellungnahme des Ar-
beitgeberverbandes eine regel-
rechte Diskussion losgeht und
z.B. während des SGB-Kon-
gresses zu einer neuen, komple-
mentären Position führt. Noch
wichtiger ist alsdann, dass es zu
so wesentlichen Fragen wie der

Abschaffung des Saisonniersta-
tuts zu regelrechten Mobilisie-
rungen kommt. Die GBH hat
diesbezüglich eine Initiative
ergriffen. Am 15. September
wird sie eine nationale Kundge-
bung für die Abschaffung des

Saisonnierstatuts durchführen.
Hoffentlich wird dies von
anderen Verbänden aufgenom-
men. Nur so kann der neuen ge-
werkschaftlichen Haltung in der

Ausländerfrage die dringend
notwendige Unzweideutigkeit
und das dringend notwendige
Gewicht verliehen werden.

14


	Fragezeichen zur SGB Ausländerpolitik

